
KOMMISSION

BESCHLUSS DER KOMMISSION

vom 18. Oktober 2004

zur Einstellung der beschleunigten Überprüfung der Verordnung (EG) Nr. 2164/98 des Rates zur
Einführung eines endgültigen Ausgleichszolls auf die Einfuhren bestimmter Breitband-Antibiotika

mit Ursprung in Indien

(2004/830/EG)

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 2026/97 des Rates vom
6. Oktober 1997 über den Schutz gegen subventionierte Ein-
fuhren aus nicht zur Europäischen Gemeinschaft gehörenden
Ländern (1) (nachstehend „Grundverordnung“ genannt), insbe-
sondere auf Artikel 20,

nach Konsultationen im Beratenden Ausschuss,

in Erwägung nachstehender Gründe:

A. VORAUSGEGANGENES VERFAHREN

(1) Mit der Verordnung (EG) Nr. 2164/98 (2) führte der Rat
einen endgültigen Ausgleichszoll auf die Einfuhren be-
stimmter Breitband-Antibiotika, nämlich Amoxicillintri-
hydrat, Ampicillintrihydrat und Cefalexin, nicht dosiert
oder in Aufmachungen für den Einzelverkauf (nachste-
hend „betroffene Ware“ genannt), der KN-Codes
ex 2941 10 10, ex 2941 10 20 und ex 2941 90 00, mit
Ursprung in Indien, ein. Dabei handelte es sich um indi-
viduelle Wertzölle in Höhe von 0 % bis 12 %, und der
residuale Zollsatz für nicht kooperierende Ausführer be-
trug 14,6 %.

B. DERZEITIGES VERFAHREN

1. Überprüfungsantrag

(2) Nach der Einführung der endgültigen Maßnahmen erhielt
die Kommission von einem indischen Hersteller der be-
troffenen Ware, Nestor Pharmaceuticals Limited (nachste-
hend „Antragsteller“ genannt), einen Antrag auf beschleu-
nigte Überprüfung der Verordnung (EG) Nr. 2164/98
nach Artikel 20 der Grundverordnung. Der Antragsteller
gab an, mit keinem anderen Ausführer der betroffenen
Ware in Indien verbunden zu sein. Ferner habe er die
betroffene Ware im ursprünglichen Untersuchungszeit-

raum (vom 1. Juli 1996 bis zum 30. Juni 1997) nicht in
die Gemeinschaft ausgeführt, wohl aber danach. Auf der
Grundlage des Vorstehenden beantragte er die Ermittlung
eines individuellen Zollsatzes für sein Unternehmen, so-
fern eine Subventionierung festgestellt würde.

2. Einleitung einer beschleunigten Überprüfung

(3) Die Kommission prüfte die vom Antragsteller übermittel-
ten Beweise und gelangte zu dem Schluss, dass diese
ausreichten, um die Einleitung einer Überprüfung gemäß
Artikel 20 der Grundverordnung zu rechtfertigen. Nach
Konsultationen im Beratenden Ausschuss und nachdem
der Wirtschaftszweig der Gemeinschaft Gelegenheit zur
Stellungnahme erhalten hatte, leitete die Kommission im
Wege einer Bekanntmachung im Amtsblatt der Europä-
ischen Union (3) eine beschleunigte Überprüfung der Ver-
ordnung (EG) Nr. 2164/98 für den Antragsteller ein.

3. Betroffene Ware

(4) Diese Überprüfung betrifft die gleiche Ware wie die Ver-
ordnung (EG) Nr. 2164/98.

4. Untersuchungszeitraum

(5) Die Untersuchung der Subventionierung betraf den Zeit-
raum vom 1. April 2002 bis zum 31. März 2003 (nach-
stehend „Untersuchungszeitraum der Überprüfung“ ge-
nannt).

5. Betroffene Parteien

(6) Die Kommission informierte den Antragsteller und die
indische Regierung offiziell über die Einleitung der Unter-
suchung. Ferner gab sie den anderen interessierten Par-
teien Gelegenheit, ihren Standpunkt schriftlich darzulegen
und eine Anhörung zu beantragen. Es gingen jedoch
keine Stellungnahmen oder Anträge auf Anhörung bei
der Kommission ein.

(7) Die Kommission übermittelte dem Antragsteller einen
Fragebogen und erhielt fristgerecht eine vollständige Ant-
wort. Sie holte alle für die Untersuchung als notwendig
erachteten Informationen ein, prüfte sie und führte Kon-
trollbesuche in den Betrieben des Antragstellers in Neu-
Delhi und Hyderabad durch.
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C. UMFANG DER ÜBERPRÜFUNG

(8) Da der Antragsteller keine Überprüfung der Schadensfest-
stellungen beantragt hatte, beschränkte sich die Überprü-
fung auf die Subventionierung.

(9) Die Kommission untersuchte dieselben Subventionsrege-
lungen, die sie bereits in der Ausgangsuntersuchung ana-
lysiert hatte. Ferner wurde geprüft, ob der Antragsteller
andere Subventionsregelungen in Anspruch genommen
oder im Zusammenhang mit der betroffenen Ware Ad-
hoc-Subventionen erhalten hatte.

D. UNTERSUCHUNGSERGEBNISSE

1. Status eines neuen Ausführers

(10) Der Antragsteller konnte zufrieden stellende Nachweise
dafür erbringen, dass er mit keinem der indischen aus-
führenden Hersteller, deren Ausfuhren der betroffenen
Ware den geltenden Ausgleichsmaßnahmen unterliegen,
direkt oder indirekt verbunden ist.

(11) Die Untersuchung bestätigte, dass der Antragsteller die
betroffene Ware im ursprünglichen Untersuchungszeit-
raum, d. h. vom 1. Juli 1996 bis zum 30. Juni 1997,
nicht in die Gemeinschaft ausgeführt hatte, aber danach
mit solchen Ausfuhren begann.

Ferner wurde der Antragsteller aus anderen Gründen als
der Verweigerung der Zusammenarbeit mit der Kommis-
sion im Rahmen der Ausgangsuntersuchung nicht indivi-
duell untersucht.

Er sollte folglich als neuer Ausführer angesehen werden.
Daher prüfte die Kommission im Einklang mit Artikel 20
der Grundverordnung, ob für den Antragsteller ein indi-
vidueller Ausgleichszoll ermittelt werden könnte.

2. Subventionierung

(12) Auf der Grundlage der Angaben in der Antwort des An-
tragstellers auf den Fragebogen der Kommission und der
im Laufe der Untersuchung gesammelten Informationen
wurden die folgenden Regelungen untersucht:

— „Duty Entitlement Passbook“-Regelung;

— Einkommen-/Körperschaftsteuerbefreiung;

— „Passbook“-Regelung;

— „Export Promotion Capital Goods“-Regelung;

— Exportfreie Zonen/Exportorientierte Betriebe;

— „Advance Licence“-Regelung für tatsächliche Ausfuh-
ren.

2.1 Ursprünglich untersuchte und von dem Unternehmen in
Anspruch genommene Regelungen

2.1.1 „D u t y E n t i t l e m e n t P a s s b o o k “ - R e g e -
l u n g ( „D E P B “ )

A l l g e m e i n e s

(13) Die Untersuchung ergab, dass dem Antragsteller Vorteile
im Rahmen der DEPB-Regelung auf Nachausfuhrbasis er-
wuchsen. Die Regelung wird in Abschnitt 4.3 der „Aus-

und Einfuhrpolitik“ 2002-2007 und in Kapitel 4 des ent-
sprechenden Verfahrenshandbuchs, HOP, Band I, 2002-
2007 (1) eingehend beschrieben. Die Aus- und Einfuhr-
politik 2002-2007 stützt sich auf den „Foreign Trade
(Development and Regulation) Act“ 1992 (Nr. 22 von
1992).

(14) Alle Hersteller/Ausführer oder Händler/Ausführer können
diese Regelung in Anspruch nehmen. Sie können DEPB-
Gutschriften beantragen, die als Prozentsatz des Wertes
der im Rahmen dieser Regelung ausgeführten Waren be-
rechnet werden. Die indischen Behörden haben für die
meisten Waren, so auch für die betroffene Ware, solche
DEPB-Sätze berechnet. Sie werden auf der Grundlage der
so genannten „Standard Input/Output Norms“ (nachste-
hend „SION“ abgekürzt) unter Berücksichtigung des vo-
raussichtlichen Anteils eingeführter Vorleistungen an der
zur Ausfuhr bestimmten Ware und anhand der Zollbe-
lastung dieser Einfuhren berechnet, unabhängig davon,
ob tatsächlich Zölle entrichtet wurden oder nicht.

(15) Bedingung für die Inanspruchnahme dieser Regelung ist
die Ausfuhr von Waren. Die im Rahmen der DEPB-Rege-
lung auszuführenden Waren müssen bei den indischen
Behörden zum Zeitpunkt der Ausfuhr angemeldet wer-
den. Bei der Zollabfertigung stellen die indischen Zollbe-
hörden Ausfuhrbegleitpapiere aus. In diesen Papieren
wird unter anderem der für dieses Ausfuhrgeschäft zu
gewährende Betrag der DEPB-Gutschrift ausgewiesen.
Zu diesem Zeitpunkt weiß der Ausführer, mit welchem
Vorteil er rechnen kann. Sobald die Zollbehörden die
Papiere ausgestellt haben, ist die indische Regierung ver-
pflichtet, die DEPB-Gutschrift zu gewähren. Maßgeblich
für die Berechnung des Vorteils ist jeweils der zum Zeit-
punkt der Ausfuhranmeldung der Waren geltende DEPB-
Satz. Eine nachträgliche Änderung der Höhe des Vorteils
ist daher nicht möglich.

(16) Die Untersuchung ergab des Weiteren, dass DEPB-Guts-
chriften nach den indischen Buchführungsgrundsätzen
periodengerecht als Ertrag verbucht werden können, so-
bald die Ausfuhrverpflichtung erfüllt wurde.

(17) Solche Gutschriften können für die Zahlung von Zöllen
auf spätere Einfuhren aller Waren ohne Einfuhrbeschrän-
kung, mit Ausnahme von Investititionsgütern, verwendet
werden. Die unter Inanspruchnahme solcher Gutschriften
eingeführten Waren können auf dem Inlandsmarkt ver-
kauft werden (wobei sie der Verkaufsteuer unterliegen)
oder einer anderen Verwendung zugeführt werden.

DEPB-Gutschriften sind übertragbar und ab dem Ausstel-
lungsdatum für einen Zeitraum von zwölf Monaten gül-
tig.
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(18) Ein Antrag auf DEPB-Gutschriften kann für bis zu 25
Ausfuhrgeschäfte und auf elektronischem Wege sogar
für eine unbegrenzte Anzahl an Ausfuhrgeschäften ge-
stellt werden. De facto gelten keine strengen Fristen, da
die in Kapitel 4.47 des Verfahrenshandbuchs HOP, Band
I, 2002-2007, genannten Zeiträume stets vom letzten im
jeweiligen Antrag aufgeführten Ausfuhrgeschäft an be-
rechnet werden.

(19) An den Hauptmerkmalen der DEPB-Regelung hat sich
seit der Ausgangsuntersuchung nichts geändert. Bei dem
im Rahmen dieser Regelung gewährten Vorteil handelt es
sich um eine Subvention, die rechtlich von der Ausfuhr-
leistung abhängig ist. Daher wurde in der Ausgangsunter-
suchung der Schluss gezogen, dass die Regelung gemäß
Artikel 3 Absatz 4 Buchstabe a) der Grundverordnung als
spezifisch und anfechtbar anzusehen ist.

B e r e c h n u n g d e r H ö h e d e r S u b v e n t i o n

(20) In der Ausgangsuntersuchung wurde die Höhe der im
Rahmen der DEPB-Regelung gewährten Subvention
nach Artikel 28 Absatz 1 der Grundverordnung auf der
Grundlage der besten verfügbaren Informationen berech-
net, und pro rata temporis wurde der DEPB-Satz als
Subventionsspanne zugrunde gelegt. Da der Antragsteller
jedoch an der Untersuchung mitarbeitete —was als Ver-
änderung der Umstände im Sinne des Artikels 22 Absatz 4
der Grundverordnung angesehen wird — sollte diese Me-
thode nicht zu seinem Nachteil angewendet werden.

(21) Im Einklang mit Artikel 2 Absatz 2 und Artikel 5 der
Grundverordnung wurde die Höhe der anfechtbaren Sub-
ventionen anhand des dem Empfänger erwachsenden
Vorteils berechnet, der für den Untersuchungszeitraum
festgestellt wurde. In diesem Zusammenhang wurde da-
von ausgegangen, dass der Vorteil dem Empfänger zum
Zeitpunkt der Abwicklung des Ausfuhrgeschäfts im Rah-
men dieser Regelung erwächst. Zu diesem Zeitpunkt ist
die indische Regierung verpflichtet, auf die Zölle zu ver-
zichten, was nach Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe a) Ziffer ii)
der Grundverordnung einer finanziellen Beihilfe entspricht.
Wie unter Erwägungsgrund 15 dargelegt, hat die indische
Regierung nach Ausstellung der Ausfuhrbegleitpapiere
durch die Zollbehörden, auf denen unter anderemder Betrag
der für dieses Ausfuhrgeschäft gewährten DEPB-Gutschrift
ausgewiesen ist, keinen Ermessensspielraum mehr, was die
Gewährung und die Höhe der Subvention betrifft. Außer-
dem bleibt die Höhe des gewährten Vorteils von etwaigen
Änderungen der DEPB-Sätze zwischen der tatsächlichen
Ausfuhr und der Ausstellung einer Lizenz unberührt (vgl.
Erwägungsgrund 15). Ferner haben die Unternehmen nach
den indischen Buchführungsgrundsätzen die Möglichkeit,
die DEPB-Gutschriften zumZeitpunkt des Ausfuhrgeschäfts
periodengerecht als Ertrag zu verbuchen (vgl. Erwägungs-
grund 16). Letztlich ist das Unternehmen dadurch, dass es
weiß, dass es eine solche Subvention und eventuell auch
Vergünstigungen im Rahmen anderer Regelungen erhalten
wird, gegenüber seinen Konkurrenten im Vorteil, da es die
Subventionen bei der Preiskalkulation berücksichtigen und
niedrigere Preise anbieten kann.

(22) Der Sinn eines Ausgleichszolls ist jedoch, unfaire Han-
delspraktiken aufgrund unlauterer Wettbewerbsvorteile
zu beseitigen. Angesichts des Vorstehenden wird es als
angemessen erachtet, für die Berechnung des im Rahmen
der DEPB-Regelung entstandenen Vorteils alle Gutschrif-

ten zugrunde zu legen, die im Untersuchungszeitraum
bei allen Ausfuhrgeschäften ausgestellt wurden. Im Ein-
klang mit Artikel 7 Absatz 1 Buchstabe a) der Grundver-
ordnung wurden Kosten, die getragen werden mussten,
um in den Genuss der Subvention zu gelangen, abgezo-
gen.

(23) Der Antragsteller machte geltend, dass für die Berech-
nung der Subventionsspanne im Rahmen der derzeitigen
Untersuchung nur DEPB-Gutschriften maßgeblich seien,
die für Ausfuhrgeschäfte im Zusammenhang mit der be-
troffenen Ware gewährt wurden. Im Rahmen der DEPB-
Regelung ist die Verwendung der DEPB-Gutschriften je-
doch nicht auf die zollfreie Einfuhr von Vorleistungen in
Verbindung mit einer bestimmten Ware beschränkt. Im
Gegenteil: DEPB-Gutschriften sind übertragbar, können
sogar verkauft und für Einfuhren jeglicher Waren ohne
Einfuhrbeschränkung (die zur Herstellung der betroffenen
Ware eingesetzten Vorleistungen fallen unter diese Kate-
gorie), mit Ausnahme von Investitionsgütern, verwendet
werden. Dementsprechend könnten im Zusammenhang
mit der betroffenen Ware alle gewährten DEPB-Gutschrif-
ten in Anspruch genommen werden.

(24) Ferner machte der Antragsteller geltend, dass die beim
Verkauf von DEPB-Gutschriften zu entrichtende Verkauf-
steuer bei der Berechnung der Subventionshöhe als Auf-
wand abgezogen werden müsse. Bei der Verkaufsteuer
handelt es sich jedoch nicht um Kosten, die im Sinne
des Artikels 7 Absatz 1 Buchstabe a) der Grundverord-
nung getragen werden müssen, um die Voraussetzung für
die Subventionsgewährung zu erfüllen oder in den Ge-
nuss der Subvention zu gelangen. Vielmehr fällt die Ver-
kaufsteuer nur infolge einer rein geschäftlichen Entschei-
dung an, die darin besteht, DEPB-Gutschriften zu verkau-
fen anstatt sie — verkaufsteuerfrei — gegen die auf spä-
tere Einfuhren zu entrichtenden Zölle aufzurechnen. Die
Antragsgebühren in Verbindung mit den DEPB-Gutschrif-
ten wurden jedoch als notwendige Kosten eingestuft und
abgezogen.

(25) Der Gesamtwert der Subvention (Zähler) wurde im Ein-
klang mit Artikel 7 Absatz 2 der Grundverordnung den
gesamten während des Untersuchungszeitraums der
Überprüfung getätigten Ausfuhrgeschäften (Nenner) zuge-
rechnet, da die Subvention nicht nach Maßgabe der her-
gestellten, produzierten, ausgeführten oder beförderten
Mengen gewährt wurde. Die Subventionsspanne für den
Antragsteller im Rahmen dieser Regelung betrug 3,3 %.

2.1.2 E i n k o mm e n - / K ö r p e r s c h a f t s t e u e r b e -
f r e i u n g

(26) Die Untersuchung ergab, dass der Antragsteller in den
Genuss einer teilweisen Befreiung von der Einkommen-
/Körperschaftsteuer auf Gewinne aus den Ausfuhrverkäu-
fen im Untersuchungszeitraum der Überprüfung kam.
Die Rechtsgrundlage für diese Befreiung bildet Abschnitt
80HHC des „Income Tax Act“ 1961.

(27) Abschnitt 80HHC des Income Tax Act 1961 wurde zum
Steuerjahr 2005-2006 (d. h. ab dem Haushaltsjahr vom
1. April 2004 bis zum 31. März 2005) aufgehoben.
Daher entstehen dem Antragsteller nach dem
31. März 2004 keine Vorteile mehr im Rahmen dieser
Regelung. Im Einklang mit Artikel 15 Absatz 1 der
Grundverordnung wird diese Regelung daher nicht ange-
fochten.

DE4.12.2004 Amtsblatt der Europäischen Union L 359/57



2.2 Ursprünglich untersuchte, von dem Unternehmen jedoch
nicht in Anspruch genommene Regelungen

2.2.1 „ P a s s b o o k “ - R e g e l u n g ( P B )

(28) Die Untersuchung ergab, dass dem Antragsteller keine
Vorteile im Rahmen der PB-Regelung, die mit Wirkung
zum 1. April 1997 abgeschafft und durch die DEPB-Re-
gelung ersetzt wurde, erwuchsen.

2.2.2 „ E x p o r t P r o m o t i o n C a p i t a l G o o d s “ -
R e g e l u n g ( E P C G )

(29) Es wurde festgestellt, dass der Antragsteller keine Investi-
tionsgüter im Rahmen der EPCG-Regelung einführte und
folglich die Regelung nicht in Anspruch nahm.

2.2.3 F r e i e E x p o r t z o n e n / E x p o r t o r i e n -
t i e r t e B e t r i e b e

(30) Die Untersuchung ergab, dass der Antragsteller nicht in
einer freien Exportzone ansässig bzw. als exportorientier-
ter Betrieb tätig war und daher auch die entsprechenden
Regelungen nicht in Anspruch nahm.

2.3 Andere vom Antragsteller in Verbindung mit der betroffe-
nen Ware in Anspruch genommene Regelungen, von de-
nen festgestellt wurde, dass sie anfechtbar sind: „Advance
Licence“-Regelung für tatsächliche Ausfuhren

R e c h t s g r u n d l a g e

(31) Die Untersuchung ergab, dass dem Antragsteller im Un-
tersuchungszeitraum der Überprüfung aus dieser Rege-
lung Vorteile erwuchsen. Die Regelung wird in den Ab-
schnitten 4.1.1 bis 4.1.7 der Aus- und Einfuhrpolitik
2002-2007 und in den Kapiteln 4.1 bis 4.30 des Ver-
fahrenshandbuchs HOP, Band I, 2002-2007, eingehend
erläutert.

V o r a u s s e t z u n g e n

(32) Für diese Regelung kommen Hersteller/Ausführer und
Händler/Ausführer in Betracht, die mit Ausrüstungshers-
tellern verbunden sind.

A n w e n d u n g

(33) Im Rahmen dieser Regelung können Vorleistungen zoll-
frei eingeführt werden, sofern sie materiell in den ent-
sprechenden Ausfuhrwaren enthalten sind. Damit die in-
dischen Behörden den ordnungsgemäßen Verbrauch und
die Verwendung der eingeführten Waren überprüfen kön-
nen, ist der Ausführer rechtlich dazu verpflichtet, ein
entsprechendes Verbrauchsverzeichnis in einem vorgege-
benen Format zu führen (vgl. Kapitel 4.30 und Anhang
18 des Verfahrenshandbuchs HOP, Band I, 2002-2007).
Sowohl die zollfreie Einfuhrmenge als auch die Ausfuhr-
verpflichtung werden von der indischen Regierung wert-
und mengenmäßig in einer Lizenz festgelegt. Auch die
entsprechenden Geschäftsvorgänge sind von der indi-
schen Regierung zum Zeitpunkt der Ein- und Ausfuhr
in dieser Lizenz auszuweisen. Die im Rahmen dieser Re-
gelung zugelassenen Einfuhrmengen werden von der in-
dischen Regierung auf der Grundlage so genannter Stan-
dardnormen (SION) festgelegt, anhand deren angeblich
besonders effektiv Referenzmengen für die aus den Ein-
fuhren herzustellenden Ausfuhrwaren ermittelt werden
können. Die indischen Behörden haben für die meisten
Waren, so auch für die betroffene Ware, Standardnormen

festgelegt; diese wurden im Verfahrenshandbuch HOP,
Band II, 2002-2007, veröffentlicht. Die eingeführten Vor-
leistungen sind nicht übertragbar und müssen bei der
Herstellung der entsprechenden Ausfuhrwaren verwendet
werden. Die Ausfuhrverpflichtung muss innerhalb eines
vorgegebenen Zeitraums von 18 Monaten (Verlängerung
um jeweils sechs Monate möglich) erfüllt werden.

(34) Die Untersuchung ergab, dass der Antragsteller im Rah-
men dieser Regelung in Übereinstimmung mit der nach
den Standardnormen ermittelten zollfreien Einfuhrmenge
mehr Vorleistungen zollfrei einführte, als zur Herstellung
der Referenzmenge der entsprechenden Ausfuhrware not-
wendig gewesen wäre. Die Standardnormen für die be-
troffene Ware waren also nicht präzise genug. Außerdem
stimmte das Verbrauchsverzeichnis des Antragstellers
nicht mit seinem realen Verbrauch überein. Er führte
darin fälschlicherweise den Verbrauch entsprechend den
großzügigeren Standardnormen der indischen Behörden
auf, obwohl er de facto weniger Vorleistungen zur Her-
stellung der Referenzmenge der Ausfuhrware benötigte.
Weder der Antragsteller noch die indischen Behörden
waren in der Lage nachzuweisen, dass die Befreiung
von den Einfuhrabgaben nicht zu einer übermäßigen Er-
stattung führte.

S c h l u s s f o l g e r u n g

(35) Bei der Befreiung von den Einfuhrabgaben handelt es sich
um eine Subvention im Sinne des Artikels 2 Absatz 1
Buchstabe a) Ziffer ii) und Artikel 2 Absatz 2 der Grund-
verordnung, d. h. um eine finanzielle Beihilfe der indi-
schen Regierung, aus der dem Antragsteller ein Vorteil
erwuchs. Außerdem ist die AL-Regelung für tatsächliche
Ausfuhren rechtlich von der Ausfuhrleistung abhängig
und gilt daher nach Artikel 3 Absatz 4 Buchstabe a)
der Grundverordnung als spezifisch und anfechtbar.

(36) Diese Regelung kann nicht als zulässiges Rückerstattungs-
system oder Rückerstattungssystem für Ersatz im Sinne
des Artikels 2 Absatz 1 Buchstabe a) Ziffer ii) der Grund-
verordnung angesehen werden. Sie genügt nicht den
strengen Vorgaben in Anhang I Ziffer i), Anhang II (De-
finition und Regeln für Rückerstattung) und Anhang III
(Definition und Regeln für Rückerstattung für Ersatz) der
Grundverordnung. Die indische Regierung wendete ihr
Überprüfungssystem oder -verfahren nicht effektiv an,
um festzustellen, welche Vorleistungen bei der Herstel-
lung der für die Ausfuhr bestimmten Ware verbraucht
wurden und in welchem Umfang (Anhang II Teil II Num-
mer 4 der Grundverordnung und Anhang III Teil II Num-
mer 2 der Grundverordnung im Fall von Rückerstat-
tungssystemen für Ersatz). Die Standardnormen für die
betroffene Ware waren nicht präzise genug und können
nicht als System zur Überprüfung des tatsächlichen Ver-
brauchs angesehen werden. Es wurde keine effektive Kon-
trolle auf der Grundlage eines einwandfrei geführten Ver-
zeichnisses über den tatsächlichen Verbrauch durchge-
führt. Darüber hinaus fand keine weitere Überprüfung
auf der Grundlage der tatsächlich eingesetzten Vorleistun-
gen statt, obwohl dies in Ermangelung eines effektiv an-
gewendeten Überprüfungssystems erforderlich gewesen
wäre (Anhang II Teil II Absatz 5 und Anhang III Teil II
Absatz 3 der Grundverordnung). Die indischen Behörden
widerlegten auch nicht, dass eine übermäßige Erstattung
erfolgte.
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(37) Nach der Unterrichtung behauptete der Antragsteller, die
AL-Regelung für tatsächliche Ausfuhren entspräche einem
zulässigen Rückerstattungssystem oder Rückerstattungs-
system für Ersatz. Ohne neue Beweise vorzulegen oder
seine Behauptungen zu untermauern, machte er geltend,
die indische Regierung habe ein angemessenes Überprü-
fungssystem im Einklang mit der Grundverordnung einge-
richtet. Diesbezüglich bezog sich der Antragsteller auf die
folgenden, der indischen Regierung für ihre Überprüfung
zur Verfügung stehenden Elemente: angeblich präzise Stan-
dardnormen für die betroffene Ware, Informationen über
die Menge der Vorleistungen und der daraus hergestellten
Waren aus Ein- und Ausfuhrpapieren (Ausfuhrbegleitpa-
piere, Zolleinfuhrschein), Übersicht über die bei den Ein-
und Ausfuhren im Rahmen dieser Regelung hinterlegten
Zollkautionen, Verbrauchsverzeichnis (vgl. Erwägungs-
grund 33), ein „Duty Entitlement Export Certification
book“ (nachstehend „DEECB“ abgekürzt) und zusätzliche
Überprüfungsmechanismen, die von den indischen Behör-
den im Zusammenhang mit ihrer Verbrauchsteuerverwal-
tung angewendet werden (u. a. um zu gewährleisten, dass
Verbrauchsteuergutschriften auf Vorleistungen (nachste-
hend „Verbrauchsteuergutschriften“ genannt) nicht unbe-
rechtigterweise für Einfuhren verwendet werden, die zoll-
frei im Rahmen der AL-Regelung eingeführt werden). Fer-
ner verlangte der Antragsteller eine Quantifizierung der
Ungenauigkeit der Standardnormen durch die Kommis-
sion. Des Weiteren behauptete er, ein Überprüfungssystem
stehe auch dann im Einklang mit der Grundverordnung,
wenn die Verbindung zwischen eingeführten Vorleistungen
und Ausfuhrwaren nicht auf der Ebene einzelner Waren-
lieferungen nachgewiesen würde. Er machte abschließend
geltend, dass die Kommission an die Ergebnisse vorheriger
Untersuchungen gebunden sei und daher die AL-Regelung
nicht anfechten könne.

(38) Der unter Erwägungsgrund 37 zusammengefasste Stand-
punkt des Antragstellers ändert nichts an den Schlussfol-
gerungen der Kommission bezüglich der AL-Regelung für
tatsächliche Ausfuhren. Der Antragsteller hat nicht wider-
legt, dass im vorliegenden Fall de facto — nicht de jure —
das System zur Überprüfung der tatsächlich eingesetzten
Vorleistungen von den indischen Behörden nicht effektiv
angewandt wurde. Die Untersuchung auf der Grundlage
der von dem Antragsteller übermittelten Daten betreffend
die tatsächlich eingesetzten Vorleistungen ergab, dass die
Standardnormen für die betroffene Ware nicht hinreichend
präzise waren (vgl. Erwägungsgrund 34). Der Antragsteller
ist sich dessen bewusst und bestätigte dies während der
Untersuchung gegenüber den Sachbearbeitern der Kom-
mission. Es ist nicht Aufgabe der Kommission, die Unge-
nauigkeit der Standardnormen exakt zu beziffern, sondern
vielmehr auf der Grundlage hinreichender Beweise zu wi-
derlegen, dass diese Standardnormen — wie der Antrag-
steller behauptet — präzise sind. Außerdem legte der An-
tragsteller keinerlei Beweise dafür vor, dass er für die Zwe-
cke der Überprüfung durch die indische Regierung im Zu-
sammenhang mit der AL-Regelung über seinen tatsächli-
chen Verbrauch, d. h. nicht nur über den Verbrauch gemäß
Standardnormen, Buch führte oder ihn anderweitig doku-
mentierte. Demzufolge war die indische Regierung zur
Überprüfung der bei der Herstellung der Ausfuhrwaren
eingesetzten Mengen auf die ungenauen Standardnormen
angewiesen. Nach Auffassung der Kommission reicht dies
nicht aus, um den Anforderungen in Bezug auf ein effekti-
ves Überprüfungssystem im Einklang mit Anhang II und
Anhang III der Grundverordnung zu genügen.

(39) Der Antragsteller legte keine Beweise dafür vor, dass bei
den Kontrollen der Verbrauchsteuergutschriften Informa-
tionen über die Verknüpfung zwischen Vorleistungen und
den daraus hergestellten Ausfuhrwaren gesammelt wurden.
Derartige Kontrollen werden von der Kommission folglich
nicht als Teil eines Überprüfungssystems im Einklang mit
Anhang II und Anhang III der Grundverordnung angese-
hen. Des Weiteren ist zu bemerken, dass das DEECB mit der
Aus- und Einfuhrpolitik 2002-2007 abgeschafft wurde
und daher entgegen der Behauptung des Antragstellers kei-
nen einschlägigen Überprüfungsmechanismus mehr dar-
stellt. Darüber hinaus wurde nicht nachgewiesen, dass der
Antragsteller die Daten über die tatsächlich eingesetzten
Vorleistungen in dem DEECB erfasste. Es wurden keine
Beweise dafür vorgelegt, dass die indische Regierung ein
anderes System effektiv anwendete, um die Verknüpfung
zwischen den eingeführten Vorleistungen und den daraus
hergestellten Ausfuhrwaren mit der notwendigen Präzision
herzustellen, d. h. auf eine andere Art und Weise als auf der
Grundlage der mehr als großzügigen Standardnormen. In
diesem Zusammenhang ist zu bemerken, dass ein Über-
prüfungssystem nach dem in der Aus- und Einfuhrpolitik
2002-2007 vorgegebenen Standard (vgl. Erwägungsgrund
33) tatsächlich auf der Ebene einzelner Warenlieferungen
durchgeführt werden muss. Die zuständigen Behörden
können nur auf der Grundlage eines solchen Standards
gewährleisten, dass die strengen Vorgaben für ein Rücker-
stattungssystem bzw. ein Rückerstattungssystem für Ersatz
eingehalten werden. Es sei daran erinnert, dass im Einklang
mit Anhang I Ziffer i) der Grundverordnung ein Rücker-
stattungssystem für Ersatz nur in Sonderfällen und unter
anderem innerhalb eines Zeitraums von höchstens zwei
Jahren zwischen der Einfuhr der ersatzweise verwendeten
Vorleistungen und der Ausfuhr zulässig ist.

(40) Abschließend ist anzumerken, dass die Kommission kei-
neswegs an vorhergehende Feststellungen bezüglich der
AL-Regelung für tatsächliche Ausfuhren gebunden ist.
Die Regelung wurde bisher noch nie auf der Grundlage
vergleichbarer Informationen wie in dieser Untersuchung,
insbesondere in Bezug auf die Ungenauigkeit der Standard-
normen für die betroffene Ware, geprüft.

(41) In Ermangelung eines zulässigen Rückerstattungssystems
oder Rückerstattungssystems für Ersatz und in Anbetracht
der Tatsache, dass das Überprüfungssystem nicht effektiv
für den ursprünglichen Zweck angewendet wird, gilt die
Befreiung von den gesamten normalerweise bei der Einfuhr
zu entrichtenden Einfuhrabgaben als anfechtbarer Vorteil.

B e r e c h n u n g d e r H ö h e d e r S u b v e n t i o n

(42) Die Höhe der Subvention wurde auf der Grundlage der
Einfuhrabgaben (Zölle und spezifische Zölle) ermittelt, die
im Untersuchungszeitraum der Überprüfung auf die im
Rahmen der AL-Regelung für tatsächliche Ausfuhren ein-
geführten Vorleistungen für die betroffene Ware erstattet
wurden, wobei die Gebühren, die getragen werden mussten,
um in den Genuss der Subvention zu gelangen, im Einklang
mit Artikel 7 Absatz 1 Buchstabe a) der Grundverordnung
abgezogen wurden (Zähler). Dieser Betrag wurde im Ein-
klang mit Artikel 7 Absatz 2 der Grundverordnung dem
mit der betroffenen Ware während des Untersuchungszeit-
raums der Überprüfung erzielten Auslandsumsatz zuge-
rechnet (Nenner), da die Subvention nicht nach Maßgabe
der hergestellten, produzierten, ausgeführten oder beför-
derten Mengen gewährt wurde. Auf dieser Grundlage ergab
sich eine Subvention in Höhe von 22 %.
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3. Höhe der anfechtbaren Subventionen insgesamt

(43) Den vorstehenden Feststellungen zu den verschiedenen
Regelungen zufolge erhielt der Antragsteller anfechtbare
Subventionen in folgender Höhe:

(%)

DEPB AL Insgesamt

Nestor Pharmaceuticals Ltd 3,3 22 25,3

(44) Im Einklang mit Artikel 15 Absatz 1 der Grundverord-
nung sollte der Ausgleichszoll niedriger sein als die Ge-
samthöhe der anfechtbaren Subventionen, wenn ein nied-
rigerer Zoll ausreicht, um die Schädigung des Wirt-
schaftszweigs der Gemeinschaft zu beseitigen. In der Aus-
gangsuntersuchung wurde eine durchschnittliche Scha-
densschwelle von 14,6 % ermittelt. Da der Antragsteller
keine Überprüfung der Schadensfeststellungen beantragte,
darf der Ausgleichszoll in dieser Überprüfung die Höhe
der ursprünglich ermittelten Schadensschwelle nicht
übersteigen.

E. EINSTELLUNG DER BESCHLEUNIGTEN
ÜBERPRÜFUNG

(45) Auf der Grundlage der Feststellungen dieser Überprüfung
sollte der Ausgleichszoll gegenüber den vom Antragstel-
ler hergestellten und ausgeführten Einfuhren der betroffe-
nen Ware in die Gemeinschaft in Höhe der in der Aus-
gangsuntersuchung festgestellten Schadensschwelle auf-
rechterhalten werden.

(46) Angesichts der Tatsache, dass dieser Zollsatz bereits für
alle Unternehmen gilt, die nicht in Artikel 1 Absatz 2 der

Verordnung (EG) Nr. 2164/98 genannt sind, sollte jene
Verordnung nicht geändert werden. Die beschleunigte
Überprüfung betreffend den Antragsteller sollte daher
eingestellt werden.

F. UNTERRICHTUNG

(47) Der Antragsteller und die indische Regierung wurden
über die wesentlichen Tatsachen und Erwägungen unter-
richtet, auf deren Grundlage beabsichtigt wurde, die Ein-
stellung der beschleunigten Überprüfung vorzuschlagen.
Ihnen wurde auch eine angemessene Frist zur Stellung-
nahme eingeräumt. Die indische Regierung übermittelte
keine Stellungnahme. Den die AL-Regelung für tatsäch-
liche Ausfuhren betreffenden Bemerkungen des Antrag-
stellers nach der Unterrichtung wurde wie unter den Er-
wägungsgründe 37 bis 40 dargelegt Rechnung getragen
—

BESCHLIESST:

Einziger Artikel

Die beschleunigte Überprüfung der Verordnung (EG) Nr.
2164/98 betreffend Nestor Pharmaceuticals Limited wird einge-
stellt.

Brüssel, den 18. Oktober 2004

Für die Kommission
Pascal LAMY

Mitglied der Kommission
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